
27. Beilage im Jahre 1983 zu den Sitzungsberichten
des XXIII. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 27

Gesetz
über eine Änderung des Pflichtschulorganisationsgesetzes

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen: 
Artikel I

Das Pflichtschulorganisationsgesetz, LGBl. Nr. 
18/1978, in der Fassung LGBl. Nr. 49/1978 und 
Nr. 4/1982, wird wie folgt geändert:

1. Der § 3 hat zu lauten:

„§ 3 
Aufbau

(1) Die Volksschule umfaßt die Vorschul­
stufe, die Grundschule (erste bis vierte Schul- 
stufe) und die Oberstufe (fünfte bis achte 
Schulstufe). Soweit die Schülerzahl dies zuläßt, 
hat jeder Schulstufe mindestens eine Klasse 
zu entsprechen.

(2) Bei zu geringer Schülerzahl in den 
Schulstufen der Grundschule und der Ober­
stufe können mehrere Schulstufen in einer 
Klasse zusammengefaßt werden. Solche Klas­
sen sind in Abteilungen zu gliedern, wobei 
eine Abteilung eine oder mehrere — in der 
Regel aufeinanderfolgende — Schulstufen zu 
umfassen hat.

(3) Bei zu geringer Schülerzahl in der Vor­
schulstufe kann statt einer Vorschulklasse mit 
Unterricht an allen Schultagen eine Vorschul- 
gruppe mit Unterricht an zwei oder drei Schul­
tagen einer Woche geführt werden.“

2. Der § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) An Volksschulen sind Vorschulklassen 

einzurichten, wenn zu Beginn des Schuljahres 
eine ausreichende Zahl von Schülern vorhan­
den ist. Vorschulgruppen können bei einer aus­
reichenden Schülerzahl zu Beginn des Schul­
jahres m it Zustimmung der Landesregierung 
eingerichtet werden, wenn die räumlichen und 
personellen Verhältnisse dies zulassen. Werden 
die ausreichenden Schülerzahlen erst infolge 
von Veränderungen zwischen dem Beginn des 
Schuljahres und dem Ende des jeweiligen Ka­
lenderjahres erreicht, können die Vorschul­
klassen oder Vorschulgruppen mit Zustimmung 
der Landesregierung eingerichtet werden, wenn 
die räumlichen und personellen Verhältnisse 
dies zulassen.“

3. Im  § 4 Abs. 3 haben im ersten Satz die Worte 
„und 2“ zu entfallen.

4. Nach dem § 4 ist folgender § 4a einzufügen:

„ §4a
Klassenschülerzahlen

(1) Soweit in den folgenden Absätzen nichts 
anderes bestimmt ist, darf die Zahl der Schüler 
in einer Volksschulklasse 30 nicht übersteigen 
und 10 nicht unterschreiten. Bei der Teilung 
von Klassen ist auf die Erreichung einer höhe­
ren Organisationsform und auf eine möglichst 
gleichmäßige Verteilung der Schüler auf die 
einzelnen Klassen der Schule Bedacht zu neh­
men.

(2) Die Zahl der Schüler in Klassen, in de­
nen mehrere Schulstufen zusammengefaßt sind, 
darf 28 und in Klassen einklassiger Volksschu­
len m it vier oder m it acht Schulstufen sowie in 
Klassen zweiklassiger Volksschulen m it acht 
Schulstufen 26 nicht übersteigen.

(3) Die Landesregierung kann für einzelne 
Klassen aus besonderen Gründen, insbesondere 
zur Erhaltung von Schulstandorten, zur Errei­
chung einer höheren Schulorganisation oder 
zur Vermeidung eines unzumutbar hohen A u f­
wandes des Schulerhalters von den in den 
Abs. 1 und 2 genannten Zahlen abweichende 
Höchst- oder Mindestschülerzahlen zulassen. 
Die abweichende Höchstschülerzahl darf aber 
36 nicht übersteigen. Vor der Zulassung ab­
weichender Höchst- oder Mindestschülerzahlen 
sind der Schulerhalter, der Bezirksschulrat und 
der Landesschulrat zu hören.

(4) Die Zahl der Schüler in einer Vorschul­
klasse darf 20 nicht übersteigen und 10 nicht 
unterschreiten. Die Zahl der Schüler in einer 
Vorschulgruppe darf 9 nicht übersteigen und 
bei einem Unterricht an drei Schultagen je 
Woche 7, bei einem Unterricht an zwei Schul­
tagen je Woche 4 nicht unterschreiten.

(5) In Volksschulklassen ist der Unterricht 
in Werkerziehung bei einer Schülerzahl von 
mindestens 20, in Leibesübungen und in Le­
bender Fremdsprache bei einer Schülerzahl von 
mindestens 30 statt fü r die gesamte Klasse für 
zwei Schülergruppen zu erteilen. Im  Pflicht­
gegenstand Hauswirtschaft ist der Unterricht
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bei einer Schülerzahl von mindestens 16 statt 
fü r die gesamte Klasse fü r zwei Schülergrup­
pen, bei einer Schülerzahl von mindestens 31 
fü r drei Schülergruppen zu erteilen. In Klassen 
mit Schülern der dritten und vierten Schulstufe 
ist der Unterricht in Lebender Fremdsprache 
bei einer Schülerzahl von mindestens 20 statt 
fü r die gesamte Klasse fü r zwei Schülergrup­
pen zu erteilen.

(6) In den Pflichtgegenständen Werkerzie­
hung, Hauswirtschaft und Leibeserziehung 
können Schüler mehrerer Klassen einer Schule 
zusammengefaßt werden. Die Schülerzahlen 
nach den Abs. 1, 2 und 5 dürfen nicht über­
schritten werden. Die Zusammenfassung der 
Schüler ist vorzunehmen, wenn dadurch der 
Aufwand des Schulerhalters wesentlich verrin­
gert w ird.“

5. Der § 5 hat zu lauten:
„§ 5 

Aufbau
(1) Die Hauptschule umfaßt vier Schulstu­

fen (fünfte bis achte Schulstufe), wobei jeder 
Schulstufe mindestens eine Klasse zu entspre­
chen hat.

(2) Die Schüler jeder Schulstufe sind bei 
ausreichender Schülerzahl in den Pflichtgegen­
ständen Deutsch, Mathematik und Lebende 
Fremdsprache entsprechend ihrer Einstufung 
in Leistungsgruppen zu Schülergruppen zu­
sammenzufassen.“

6. Der § 6 hat zu lauten:
„§ 6

Sonderformen der Hauptschule
(1) Als Sonderformen können Hauptschu­

len oder einzelne ihrer Klassen unter besonde­
rer Berücksichtigung der musischen oder der 
sportlichen Ausbildung geführt werden.

(2) Die Organisationsform gemäß Abs. 1 
hat die Landesregierung nach den örtlichen 
Erfordernissen festzulegen. Vor dieser Fest­
legung sind der Schulerhalter, der Elternverein 
der Schule, der Bezirksschulrat und der Lan­
desschulrat zu hören. Der Bezirksschulrat und 
der Landesschulrat haben ihre Äußerungen 
aufgrund von Beschlüssen ihrer Kollegien ab­
zugeben.“

7. Nach dem § 6 ist folgender § 6a einzufügen:
„§ 6a 

Klassenschülerzahlen
(1) Soweit in folgenden Absätzen nichts 

anderes bestimmt ist, darf die Zahl der Schü­

Der in einer Hauptschulklasse 33 nicht über­
steigen und 16, bei mehr als zwei Klassen auf 
einer Schulstufe, 20 nicht unterschreiten.

(2) Die Landesregierung kann fü r einzelne 
Klassen aus besonderen Gründen, insbesondere 
zur Erhaltung von Schulstandorten, zur Errei­
chung einer höheren Schulorganisation oder 
zur Vermeidung eines unzumutbar hohen A u f­
wandes des Schulerhalters von den im Abs. 1 
genannten Zahlen abweichende Höchst- oder 
Mindestschülerzahlen zulassen. Die abweichen­
de Höchstschülerzahl darf aber 36 nicht über­
steigen. Vor der Zulassung abweichender 
Höchst- oder Mindestschülerzahlen sind der 
Schulerhalter, der Bezirksschulrat und der Lan­
desschulrat zu hören.

(3) Die Schülerzahl der Schülergruppen in 
den Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik 
und Lebende Fremdsprache darf 30 nicht über­
steigen und im Durchschnitt der Schulstufe 15, 
bei nur einer Klasse auf einer Schulstufe, 10 
nicht unterschreiten. Werden auf einer Schul­
stufe nur zwei Klassen geführt, so kann die 
durchschnittliche Schülerzahl der Gruppen bis 
13 unterschritten werden, wenn die Einrich­
tung von drei Gruppen sonst nicht möglich 
wäre, jedoch aus pädagogischen Gründen er­
forderlich ist. Hiedurch darf jedoch die durch­
schnittliche Schülerzahl von 15 je Gruppe im  
Durchschnitt der Hauptschulen des betreffen­
den Verwaltungsbezirkes nicht unterschritten 
werden. A u f jeder Schulstufe und in jedem 
Pflichtgegenstand darf die Anzahl der Schüler­
gruppen jedenfalls die Anzahl der Klassen 
höchstens um 1, ab sechs Klassen um 2 über­
schreiten.

(4) In  Hauptschulklassen ist der Unterricht 
in Leibesübungen bei einer Schülerzahl von 
mindestens 30 und in Werkerziehung und in 
Maschinschreiben bei einer Schülerzahl von 
mindestens 20 statt für die gesamte Klasse 
fü r zwei Schülergruppen zu erteilen. In Haus­
wirtschaft ist der Unterricht bei einer Schüler­
zahl von mindestens 16 statt fü r die gesamte 
Klasse fü r zwei Schülergruppen, bei einer Schü- 
erzahl von mindestens 31 für drei Schülergrup­
pen zu erteilen.

(5) In  den Pflichtgegenständen Werkerzie­
hung und Hauswirtschaft sowie in Maschin­
schreiben und in Leibesübungen können Schüler 

mehrerer Klassen einer Schule zusammen­
gefaßt werden. Die Schülerzahlen nach den 
Abs. 1 und 4 dürfen nicht überschritten wer­
den. Die Zusammenfassung der Schüler ist 
vorzunehmen, wenn dadurch der Aufwand des 
Schulerhalters wesentlich verringert wird.

(6) Die Landesregierung kann nach Anhö­
rung der betroffenen Schulerhalter durch Ver-
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Ordnung bestimmen, daß der Unterricht in 
Musikerziehung und in Leibesübungen in Klas­
sen m it musischem bzw. sportlichem Schwer­
punkt unter Berücksichtigung besonderer Nei­
gungen und Begabungen statt fü r die gesamte 
Klasse fü r Schülergruppen zu erteilen ist, so­
weit dies zur Erreichung des Zieles einer 
Hauptschule m it musischem bzw. sportlichem 
Schwerpunkt erforderlich ist. Die Zahl der 
Schüler in einer solchen Gruppe darf 8, beim 
Unterricht in Instrumentalmusik 3 nicht unter­
schreiten.“

8. Der § 7 hat zu lauten:
„§ 7 

Aufbau
(1) Die Sonderschule umfaßt acht, im Falle 

der Einbeziehung des Polytechnischen Lehr­
ganges neun Schulstufen.

(2) Die Einteilung in Klassen hat sich nach 
dem Alter und der Bildungsfähigkeit der Schüler 

zu richten. Die Vorschriften über den A u f­
bau der Volksschule, der Hauptschule und des 
Polytechnischen Lehrganges sind insoweit sinn­
gemäß anzuwenden, als dies die Aufgabe der 
Sonderschule zuläßt. Sofern die Schüler einer 
Schulstufe in den Unterrichtsgegenständen 
Deutsch und Mathematik nicht entsprechend 
gefördert werden können, ist die Teilnahme 
am Unterricht der nächstniedrigeren oder 
nächsthöheren Schulstufe zu ermöglichen.“

9. Im § 8 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:
„D ie Sonderschulen sind je nach den örtlichen 
Erfordernissen selbständig oder als Sonder­
schulklassen, die einer Volksschule, einer 
Hauptschule, einem Polytechnischen Lehrgang 
oder einer Sonderschule anderer A rt ange­
schlossen sind, zu führen.“

10. Im § 8 Abs. 3 sind nach den Worten „Poly­
technischer Lehrgang“ ein Beistrich und die 
Worte „in  den Fällen des Abs. 2 lit. b bis g“  
einzufügen.

11. Dem § 8 Abs. 6 ist folgender Satz anzufügen: 
„Ferner können fü r Schüler an Volksschulen 
und Hauptschulen, bezüglich derer ein Verfah­
ren gemäß § 8 des Schulpflichtgesetzes einge­
leitet wurde, Kurse fü r die Überprüfung der 
Sonderschulbedürftigkeit durchgeführt wer­
den.“

12. Der § 8 Abs. 7 hat zu lauten:
„(7) An den Sonderschulen, die nach dem 

Lehrplan der Volksschule geführt werden, sind 
bei ausreichender Schülerzahl Vorschulklassen

oder Vorschulgruppen m it Unterricht an drei 
Schultagen je Woche einzurichten. Der § 4 
Abs. 2 gilt sinngemäß.“

13. Im § 8 ist der bisherige Abs. 7 als Abs. 8 zu 
bezeichnen.

14. Nach dem § 8 ist folgender § 8a einzufügen:
„§ 8a 

Schülerzahlen
(1) Die Zahl der Schüler darf in Klassen

a) einer Sonderschule fü r blinde Kinder, einer 
Sonderschule fü r gehörlose Kinder oder 
einer Sonderschule fü r schwerstbehinderte 
Kinder 10,

b) einer Sonderschule für sehbehinderte K in ­
der, einer Sonderschule fü r schwerhörige 
Kinder oder einer Heilstättenschule 12 und

c) einer sonstigen Sonderschule 16, soferne 
die Sonderschule jedoch ein- oder zwei- 
klassig geführt wird, 14

nicht übersteigen. Die Schülerzahl in Klassen 
fü r mehrfachbehinderte Kinder hat sich nach 
den Behinderungen der Schüler zu richten; sie 
darf in keinem Fall mehr als 12 betragen.

(2) Die Schülerzahl in einer Vorschulklasse 
darf die Zahl nach Abs. 1 nicht übersteigen 
und 8 nicht unterschreiten. Die Zahl der Schüler 

in einer Vorschulgruppe darf 7 nicht über­
steigen und 4 nicht unterschreiten.

(3) Die Schülerzahl der Schülergruppen im 
Sinne der §§5 Abs. 2 und 9 Abs. 3 darf die im 
Abs. 1 genannten Zahlen nicht übersteigen und 
im Durchschnitt der Schulstufe die Hälfte der 
im Abs. 1 genannten Zahlen nicht unterschrei­
ten. Die Anzahl der Schülergruppen darf die 
Anzahl der Klassen der betreffenden Behinde­
rungsart auf einer Schulstufe um 1 überschrei­
ten.

(4) In Allgemeinen Sonderschulen, in Son­
derschulen fü r körperbehinderte Kinder und 
in Sondererziehungsschulen ist bei einer Schü­
lerzahl von mindestens 12, in Klassen und 
Schulen in Krankenanstalten bei einer Schü­
lerzahl von mindestens 10 der Unterricht in 
den Pflichtgegenständen Werkerziehung und 
Hauswirtschaft statt für die gesamte Klasse für 
zwei Schülergruppen zu erteilen. In Sonder­
schulen fü r körperbehinderte Kinder ist fer­
ner der Unterricht im Pflichtgegenstand Geo­
metrisches Zeichnen bei einer Schülerzahl von 
mindestens 12 statt fü r die gesamte Klasse für 
zwei Schülergruppen zu erteilen.

(5) In den Pflichtgegenständen Werkerzie­
hung, Hauswirtschaft und Leibesübungen kön­
nen Schüler mehrerer Klassen einer Schule zu­
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sammengefaßt werden. Die Schülerzahlen nach 
den Abs. 1 und 4 dürfen nicht überschritten 
werden. Die Zusammenfassung der Schüler ist 
vorzunehmen, wenn dadurch der Aufwand des 
Schulerhalters wesentlich verringert w ird.“

15. Der § 9 hat zu lauten:
„§ 9 

Aufbau
(1) Der Polytechnische Lehrgang umfaßt 

ein Schuljahr (neunte Schulstufe).
(2) Die Schüler des Polytechnischen Lehr­

ganges sind unter Bedachtnahme auf eine für 
die Unterrichtsführung erforderliche Mindest­
schülerzahl in Klassen zusammenzufassen.

(3) Die Schü le r eines Polytechnischen 
Lehrganges sind in den Pflichtgegenständen 
Deutsch und Mathematik entsprechend ihrer 
Einstufung in Leistungsgruppen bei ausrei­
chender Schülerzahl in Schülergruppen zusam­
menzufassen.“

16. Nach dem § 10 ist folgender § 10a einzufügen:
„§ 10a 

Klassenschülerzahlen
(1) Soweit in den folgenden Absätzen nichts 

anderes bestimmt ist, darf die Zahl der Schüler 
in einer Klasse 36, bei einklassigen Polytechni­
schen Lehrgängen 33 nicht übersteigen. Die 
besondere Regelung für einklassige Polytechni­
sche Lehrgänge gilt nicht, wenn die Einhaltung 
der dort genannten Schülerzahl einen unzumut­
baren Aufwand des Schulerhalters m it sich 
brächte.

(2) Für Polytechnische Lehrgänge, die einer 
Sonderschule angeschlossen sind, gelten — ent­
sprechend der Behinderungsart —  die im § 8a 
Abs. 1 genannten Klassenschülerzahlen.

(3) Die Schülerzahl der Schülergruppen in 
den Pflichtgegenständen Deutsch und Mathe­
matik darf 30 nicht übersteigen und im Durch­
schnitt 15, bei nur einer Klasse 10 nicht unter­
schreiten. Werden an einem Polytechnischen 
Lehrgang nur 2 Klassen geführt, so kann die 
durchschnittliche Schülerzahl der Gruppen bis 
13 unterschritten werden, wenn die Einrich­
tung von drei Gruppen sonst nicht möglich 
wäre, jedoch aus pädagogischen Gründen er­
forderlich ist. Hiedurch darf jedoch die durch­
schnittliche Schülerzahl von 15 je Gruppe im  
Durchschnitt der Polytechnischen Lehrgänge 
des Landes nicht unterschritten werden. Die 
Anzahl der Schülergruppen eines Polytechni­
schen Lehrganges in den einzelnen Pflichtge­
genständen darf jedenfalls die Anzahl der 
Klassen höchstens um 1, ab 6 Klassen um 2 
und ab 11 Klassen um 3 überschreiten.

(4) In  Klassen der Polytechnischen Lehr­
gänge ist der Unterricht in Berufskunde und 
Praktischer Berufsorientierung, in Lebender 
Fremdsprache und in Leibesübungen bei einer 
Schülerzahl von mindestens 30, in Maschin- 
schreiben bei einer Schülerzahl von mindestens 
25 und in Werkerziehung bei einer Schüler­
zahl von mindestens 20 statt fü r die gesamte 
Klasse fü r 2 Schülergruppen zu erteilen. In  
Hauswirtschaft und Kinderpflege ist der Unter­
richt bei einer Schülerzahl von mindestens 16 
statt fü r die gesamte Klasse fü r zwei Schüler­
gruppen, bei einer Schülerzahl von mindestens 
31 für drei Schülergruppen zu erteilen.

(5) In Lebender Fremdsprache, Maschin- 
schreiben, Werkerziehung, Hauswirtschaft und 
Leibesübungen können Schüler mehrerer Klas­
sen einer Schule zusammengefaßt werden. Die 
Schülerzahlen nach den Abs. 1, 2 und 4 dürfen 
nicht überschritten werden. Die Zusammenfas­
sung der Schüler ist vorzunehmen, wenn da­
durch der Aufwand des Schulerhalters wesent­
lich verringert w ird.“

17. Der § 11 hat zu lauten:

„§ 11 
Aufbau

(1) Die Berufsschulen m it Ausnahme der 
hauswirtschaftlichen Berufsschulen umfassen so 
viele Schulstufen (Schuljahre), wie es der 
Dauer des Lehrverhältnisses (Ausbildungsver­
hältnisses im Sinne des § 30 des Berufsaus­
bildungsgesetzes) entspricht. Soweit es die 
Schülerzahl zuläßt, hat jeder Schulstufe minde­
stens eine Klasse zu entsprechen. Die Bestim­
mungen des § 3 Abs. 2 sind sinngemäß anzu­
wenden.

(2) Die hauswirtschaftlichen Berufsschulen 
umfassen zwei Schulstufen (Schuljahre).

(3) Die Schüler einer Schulstufe sind ent­
sprechend ihrer Einstufung in Leistungsgrup­
pen bei ausreichender Schülerzahl in Schüler­
gruppen zusammenzufassen.“

18. Der § 12 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) An den lehrgangsmäßigen Berufs­

schulen ist eine Unterbrechnung des Lehrgan­
ges zu Weihnachten, aus Anlaß von Semester­
ferien und zu Ostern zulässig. Der Lehrgang 
ist insoweit zu verlängem. als durch diese Unterbrechnung

, allenfalls im Zusammenhang m it 
anderen schulfreien Tagen, die im Lehrplan 
vorgesehene Zahl der Unterrichtsstunden für 
die jeweilige Schulstufe um mehr als ein Zehn­
tel unterschritten würde.“
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19. Nach dem § 12 ist folgender § 12a einzufügen:
„§ 12a 

Klassenschülerzahlen
(1) Soweit in den folgenden Absätzen nichts 

anderes bestimmt ist, darf die Zahl der Schüler 
in einer Berufsschulklasse 36 nicht übersteigen.

(2) Für die Führung der Leistungsgruppen 
sind ab einer Schülerzahl von 20 zwei Schüler­
gruppen und bei jeweils weiteren 20 Schülern 
je eine weitere Schülergruppe zu bilden. Die 
Anzahl der Schülergruppen darf an ganzjäh­
rigen und saisonmäßigen Berufsschulen die 
Anzahl der Parallelklassen um nicht mehr als
1, ab fünf Parallelklassen um nicht mehr als
2, ab 10 Klassen um nicht mehr als 3, ab 15 
Klassen um nicht mehr als 4 und ab 20 Klas­
sen um nicht mehr als 5 übersteigen. An lehr­
gangsmäßigen Berufsschulen darf die Anzahl 
der Schülergruppen die Anzahl der Parallel­
klassen um nicht mehr als 1, ab 6 Parallelklas­
sen um nicht mehr als 2, ab 11 Klassen um 
nicht mehr als 3 und ab 16 Klassen um nicht 
mehr als 4 übersteigen.

(3) In Berufsschulklassen ist der Unterricht 
in Leibesübungen bei einer Schülerzahl von 
mindestens 30, in Maschinschreiben, in Steno- 
typie und in Lebender Fremdsprache bei einer 
Schülerzahl von mindestens 25, in Fachzeich­
nen und in den praktischen Unterrichtsgegen­
ständen bei einer Schülerzahl von mindestens 
20 statt fü r die gesamte Klasse fü r zwei Schü­
lergruppen zu erteilen. Der Unterricht in den 
praktischen Unterrichtsgegenständen kann, so­
weit dies die räumliche Ausstattung erfordert, 
statt fü r die gesamte Klasse für Schülergrup­
pen von mindestens 9 Schülern, soweit es dar­
über hinaus aus Sicherheitsgründen erforderlich 
ist, auch fü r kleinere Schülergruppen erteilt 
werden.“

20. Die §§ 13 und 14 haben zu entfallen.
21. Der § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Unterricht im Pflichtgegenstand 
Leibesübungen ist ab der fünften Schulstufe 
ohne Rücksicht auf die Schülerzahlen getrennt 
nach Geschlechtern zu erteilen. Im Freigegen­
stand und in der unverbindlichen Übung Lei­
besübungen darf der Unterricht auch ab der 
fünften Schulstufe ohne Trennung nach Ge­
schlechtern erteilt werden, soweit diese Unter­
richtsveranstaltungen auf Sportarten beschränkt 
sind, bei denen vom Standpunkt der unter­
schiedlichen Leistungsfähigkeit und der koedu- 
kativen Führung kein Einwand besteht.“

22. Im  § 15 Abs. 2 hat es im ersten Satz statt „ in  
einer Fremdsprache“ zu lauten „in  Fremdspra­

chen und Hauswirtschaft“ . Im zweiten Satz 
sind nach dem Wort „Fremdsprachen“ die 
Worte „und Hauswirtschaft“ einzufügen.

23. Im § 15 haben die Abs. 3 bis 5 zu lauten:
„(3) Bei einer Klassenschülerzahl, die unter 

der im Abs. 2 fü r die Führung eines Freigegen­
standes oder einer unverbindlichen Übung vor­
gesehenen Mindestzahl liegt, darf der Unter­
richt im Freigegenstand oder in der unver­
bindlichen Übung auch dann abgehalten wer­
den, wenn sich alle Schüler der Klasse anmel­
den. Der Freigegenstand oder die unverbind­
liche Übung darf in diesenFällen nach Beendi­
gung des laufenden Beurteilungsabschnittes 
nicht mehr weitergeführt werden, wenn die 
Zahl der teilnehmenden Schüler die Klassen­
schülerzahl um mehr als 2 unterschreitet.

(4) Ein Förderunterricht ist bei einer M in­
destzahl von 8 Anmeldungen, in der Grund­
schule und in der Sonderschule bereits bei einer 
Mindestzahl von 3 Anmeldungen abzuhalten.

(5) Zur Erreichung der Mindestzahlen nach 
den Abs. 2 und 4 können Schüler mehrerer 
Klassen einer oder mehrerer Schulen zusam­
mengefaßt werden.“

24. Im § 16 Abs. 1 sind im ersten Satz nach dem 
Wort „Volksschulklassen“ die Worte „und 
Vorschulgruppen“ sowie im zweiten Satz nach 
dem Wort „Volksschulklasse“ die Worte „und 
jede Vorschulgruppe“ einzufügen.

25. Der § 18 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Schulfeste Stellen sind die Leiterstel­

len der Volksschulen, der Hauptschulen, der 
Sonderschulen und der als selbständige Schulen 
geführten Polytechnischen Lehrgänge.“

26. Im § 18 Abs. 2 und 3 sind jeweils nach dem 
Wort „Sonderschulen“ die Worte „sowie an 
Polytechnischen Lehrgängen“  einzufügen.

27. Die §§ 19, 21, 23 und 26 haben zu entfallen.
28. Der § 27 hat zu lauten:

„§ 27
Zahlenmäßige und zeitliche Beschränkung 

der Schulversuche
(1) Schulversuche gemäß den § §  20 und 22 

dürfen in nicht mehr als 10 v. H. der Volks­
schulen bzw. der Hauptschulen im Lande, 
Schulversuche gemäß § 25 in nicht mehr als 
10 v. H. der Berufsschulklassen im Lande 
durchgeführt werden.

(2) Schulversuche gemäß § 20 können in 
den Schuljahren bis 1982/83, Schulversuche ge-
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maß § 22 in den Schuljahren bis 1984/85 und 
Schulversuche gemäß § 25 in den Schuljahren 
bis 1983/84 begonnen werden. Sie sind nach der 
Zahl der in Betracht kommenden Schulstufen 
auslaufend abzuschließen.“

29. Nach dem § 28 ist folgender 9. Abschnitt anzu­
fügen:

„9. Abschnitt 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

§ 29
Bestimmungen fü r Hauptschulen

(1) Der § 6a Abs. 1, 2, 4 und 5 tr itt am 
1. September 1985 in K raft; bis dahin gelten 
die Abs. 3 und 4. Die §§5 Abs. 2 und 6a Abs. 
3 treten am 1. September 1985 für die erste in 
Betracht kommende Schulstufe und am Be­
ginn der darauffolgenden Schuljahre aufbauend 
fü r die nächsthöheren Schulstufen in K raft; bis 
dahin gilt der Abs. 2.

(2) Die Hauptschulen sind je nach den ört­
lichen Erfordernissen einzügig oder zweizügig 
zu führen. Eine Hauptschule ist zweizügig zu 
führen, wenn unter Bedachtnahme auf die 
Schülerzahl die durchgehende Führung von 
zwei Klassenzügen in allen vier Schulstufen ge­
sichert erscheint. Wenn die Führung von zwei 
Klassenzügen im Hinblick auf die geringe 
Schülerzahl einen unzumutbar hohen Aufwand 
des Schulerhalters m it sich brächte, sind ent­
weder beide Klassenzüge in einer Klasse zu 
führen oder es ist die Hauptschule einzügig zu 
führen. Der § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.

(3) Die Zahl der Schüler in einer Haupt­
schulklasse darf 36 nicht übersteigen. Wenn 
dies nicht einen unzumutbar hohen Aufwand 
des Schulerhalters m it sich bringt, darf die 
Schülerzahl in Klassen des Zweiten Klassen­
zuges 32 und in Klassen, in denen Schüler des 
Ersten und des Zweiten Klassenzuges zusam­
mengefaßt sind, 30 nicht übersteigen.

(4) Der Unterricht in den Pflichtgegenstän­
den Lebende Fremdsprache und Leibesübun­
gen sowie im Freigegenstand Lebende Fremd­
sprache ist bei einer Schülerzahl von minde­
stens 30, im Pflichtgegenstand Werkerziehung 
bei einer Schülerzahl von mindestens 20 statt 
fü r die gesamte Klasse fü r zwei Schülergrup­
pen zu erteilen. Im  Pflichtgegenstand Haus­
wirtschaft ist der Unterricht bei einer Schül er­
zähl von mindestens 16 statt fü r die gesamte 
Klasse fü r zwei Schülergruppen, bei einer 
Schülerzahl von mindestens 31 fü r drei Schü­
lergruppen zu erteilen. Der § 6a Abs. 5 gilt 
sinngemäß.

§ 30
Bestimmungen fü r Sonderschulen

(1) Der § 8a Abs. 1 lit. c tr itt am 1. Sep­
tember 1985 in Kraft. Bis dahin darf die Zahl 
der Schüler in Klassen einer sonstigen Sonder­
schule 18, sofern die Sonderschule jedoch ein- 
klassig geführt wird, 15 nicht übersteigen.

(2) Der § 8a Abs. 3 tr itt am 1. September 
1985 fü r die erste in Betracht kommende 
Schulstufe und am Beginn der darauffolgenden 
Schuljahre auf bauend für die nächsthöheren 
Schulstufen in Kraft.

§ 31
Bestimmungen fü r Polytechnische Lehrgänge

Ab 1. September 1989 sind die Schüler 
eines Polytechnischen Lehrganges auch im 
Pflichtgegenstand Lebende Fremdsprache ent­
sprechend ihrer Einstufung in Leistungsgrup­
pen bei ausreichender Schülerzahl in Schüler­
gruppen zusammenzufassen, wobei der § 10a 
Abs. 3 sinngemäß gilt. M it diesem Zeitpunkt 
entfallen die Möglichkeiten eines Gruppen­
unterrichtes nach § 10a Abs. 4 und einer Zu­
sammenfassung der Schüler nach § 10a Abs. 5 
in Lebender Fremdsprache.

§ 32
Bestimmungen fü r Berufsschulen

Die §§ 11 Abs. 3 und 12a Abs. 2 treten 
am 1. September 1984 fü r die erste in Be­
tracht kommende Schulstufe und am Beginn 
der darauffolgenden Schuljahre auf bauend für 
die nächsthöheren Schulstufen in K ra ft.“

A rtike l I I
Soweit im Artike l I  Z. 29 nichts anderes 

bestimmt ist, tr itt dieses Gesetz am 1. Septem­
ber 1983 in Kraft.

Be  r i c h t
I. Allgemeines:

In den Angelegenheiten der äußeren Orga­
nisation der öffentlichen Pflichtschulen sind 
gemäß Art. 14 Abs. 3 lit. b B.-VG. die Gesetz­
gebung über die Grundsätze Bundessache, die 
Erlassung von Ausführungsgesetzen und die 
Vollziehung Landessache. Unter diesen Kom­
petenzbestand fallen insbesondere auch Rege­
lungen über den Aufbau, die Organisations­
formen und die Klassenschülerzahlen der 
öffentlichen Pflichtschulen.

Die grundsatzgesetzlichen Bestimmungen 
über den Aufbau, die Organisationsformen und 
die Klassenschülerzahlen der öffentlichen 
Pflichtschulen befinden sich im Schulorganisa­
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tionsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fas­
sung BGBl. Nr. 243/1965, Nr. 173/1966, Nr. 
289/1969, Nr. 234/1971, Nr. 323/1975, Nr. 
142/1980 und Nr. 365/1982, welches daneben 
auch unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht 
enthält.

In Ausführung des Schulorganisationsgeset­
zes hat der Landesgesetzgeber das Pflichtschul­
organisationsgesetz, LGBl. Nr. 18/1978, in der 
Fassung LGBl. Nr. 49/1978 und Nr. 4/1982, 
erlassen.

Im vergangenen Jahr hat der Bundesgesetz­
geber die oben auch angeführte 7. Schulorgani­
sationsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 365/1982, be­
schlossen. Diese enthält auch einige Grund­
satzbestimmungen. Daher muß das Pflicht­
schulorganisationsgesetz ebenfalls geändert 
werden, und zwar insbesondere in den folgen­
den Punkten:

0  Der Schulversuch „Vorschulklassen“ w ird als 
„Vorschulstufe“ in das Regelschulwesen über­
nommen (ab 1. 9. 1983).

0  In der Hauptschule werden die Schüler nicht 
mehr entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit in 
zwei Klassenzügen m it unterschiedlichen An­
forderungen unterrichtet. Die Förderung der 
HauptSchüler soll nunmehr dadurch erfolgen, 
daß in den Pflichtgegenständen Deutsch, Le­
bende Fremdsprache und Mathematik Lei­
stungsgruppen m it unterschiedlichen Anforde­
rungen des Lehrplanes einzurichten sind. Dabei 
sind nach Möglichkeit die Schüler jeder Schul­
stufe, die derselben Leistungsgruppe angehö­
ren, in den genannten Pflichtgegenständen 
auch organisatorisch in eigenen Schülergruppen 
zusammenzufassen (ab 1. 9. 1985).

0  Im Bereich der Sonderschule laufen die Schul­
versuche aus. Einzelne Ergebnisse dieser Schul­
versuche werden in das Regelschulwesen über­
nommen.

0  Im Polytechnischen Lehrgang sind die Schüler 
nicht nur wie bisher in den Pflichtgegenstän­
den Deutsch und Mathematik, sondern auch 
im Pflichtgegenstand Lebende Fremdsprache 
entsprechend der Einstufung in Leistungsgrup­
pen nach Möglichkeit in Schülergruppen zu­
sammenzufassen (ab 1. 9. 1989).

#  Der Schulversuch „Leistungsgruppen in Berufs­
schulen“ w ird in das Regelschulwesen über­
nommen (ab 1. 9. 1984).

0  Die zulässigen Schülerhöchstzahlen in Klas­
sen von Volksschulen, Hauptschulen und A ll­
gemeinen Sonderschulen werden herabgesetzt.

0  Weitere Änderungen betreffen die koeduka- 
tive Unterrichtserteilung in Leibesübungen, 
die Führung von Freigegenständen und unver­
bindlichen Übungen, eine Erleichterung des

Förderunterrichtes in der Grundschule und der 
Sonderschule sowie den Gruppenunterricht in 
einzelnen Gegenständen.

Da es sich bei der vorgeschlagenen Geset­
zesänderung um die zweite Novellierung des 
Pflichtschulorganisationsgesetzes handelt und 
da die Übersichtlichkeit der Vorschrift durch 
die Anzahl der vorgesehenen Änderungen lei­
det, ist vorgesehen, das Gesetz neu kundzuma­
chen.

Inwieweit der Entwurf finanzielle Auswir­
kungen, insbesondere fü r die Schulerhalter auf­
grund eines allfälligen erhöhten Raumbedarfes 
haben wird, wird vom derzeitigen Raumange­
bot und den jeweiligen Schülerzahlen an den 
einzelnen Schulen abhängen. In Vorarlberg 
wurden zuletzt aufgrund des Schulversuches 
„Vorschulklassen“  24 Vorschulklassen m it 268 
Schülern und 5 Vorschulgruppen m it 24 Schü­
lern geführt. Die aufgrund der 7. Schulorgani­
sationsgesetz-Novelle erforderlichen Ausfüh­
rungsregelungen werden voraussichtlich eine 
geringfügige Erhöhung dieser Vorschulklassen 
bzw. Vorschulgruppen m it sich bringen (der­
zeit 28 Vorschulklassen und 5 Vorschulgrup­
pen). Nach einer Ende 1982 durchgeführten 
Erhebung wird voraussichtlich an 12 Haupt­
schulen und 4 Polytechnischen Lehrgängen die 
Schaffung von mindestens einem zusätzlichen 
Klassenzimmer erforderlich sein. Auch der 
Mehraufwand, den die Neuerungen auf dem 
Sektor des Berufsschulwesens fü r das Land als 
Träger von 50 °/o des Personalaufwandes der 
Berufsschullehrer verursachen, läßt sich nicht 
beziffern, weil insbesondere diesbezüglichen 
Lehrpläne noch fehlen. A u f die Übergangsbe­
stimmungen der Z. 29 des Entwurfes sowie des 
Art. I I  der Regierungsvorlage betreffend eine 
Änderung des Schulerhaltungsgesetzes wird 
hingewiesen.

II. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu A rt. I :  
Zu Z. 1 bis 3:

Diese Bestimmungen dienen der Überfüh­
rung des Schulversuches „Vorschulklassen“  
(vgl. den geltenden § 19 des Gesetzes) in das 
Regelschulwesen. Die Vorschulstufe stellt einen 
Teil der Volksschule dar. In  ihr sollen schul­
pflichtige, aber noch nicht schulreife Kinder 
auf das Schulleben vorbereitet werden. Für den 
Besuch der Vorschulstufe kommen weiters 
jene Kinder in Betracht, deren vorzeitige A u f­
nahme in die erste Schulstufe vom Schulleiter 
widerrufen wurde, wenn ihre Erziehungsbe­
rechtigten dies wünschen (vgl. § 7 des Schul-
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pflichtgesetzes, BGBl. Nr. 241/1962, in der 
Fassung BGBl. Nr. 366/1982.).

Die Schülerzahlen, die fü r die Führung von 
Vorschulklassen bzw. Vorschulgruppen ausrei­
chend sind, ergeben sich aus dem § 4a Abs. 4 
des Entwurfes. Der § 4 Abs. 2 dritter Satz be­
rücksichtigt insbesondere Veränderungen, die 
sich im Zusammenhang m it der Zurückstellung 
vom Besuch der ersten Schulstufe bzw. mit 
dem Widerruf der vorzeitigen Aufnahme von 
Kindern in die erste Schulstufe ergeben kön­
nen. In diesen Fällen kann die Vorschulstufe 
bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen 
ab dem Zeitpunkt der Erreichung der erforder­
lichen Schülerzahlen eingerichtet werden.

Die Möglichkeit der Einrichtung von Vor­
schulgruppen statt Vorschulklassen berücksich­
tigt den Umstand, daß an kleineren Schulstand- 
orten die fü r die Führung von Vorschulklassen 
aus ökonomischen Erwägungen erforderliche 
Mindestschülerzahl oft nicht erreichbar ist. In ­
folge des geringeren zeitlichen Unterrichtsaus­
maßes bei Vorschulgruppen wird es möglich 
sein, daß ein Lehrer zwei oder drei Vorschul­
gruppen unterrichten kann.

Die Möglichkeit, die Oberstufe einer Volks­
schule als Ausbauvolksschule zu führen (bis­
heriger § 4 Abs. 2 des Gesetzes), entfällt. Dies, 
weil sämtliche Volksschul-Oberstufen zumin­
dest an den Standard der bisherigen Ausbau­
volksschulen herangeführt werden sollen.

Die Regelungen des Entwurfes führen die 
Grundsatzbestimmungen des Art. I  Z. 6 und 7 
der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle aus. 
Bei dieser Gelegenheit war ein Redaktionsver­
sehen im § 11 Abs. 1 des Schulorganisations­
gesetzes des Bundes zu bereinigen, nach wel­
chem die Vorschulstufe Bestandteil der Grund­
schule wäre (vgl. Jonak, Die Schulgesetz-No­
vellen 1982, Recht der Schule Nr. 3/1982, 
Seite 69).

Zu Z. 4:
Aus Gründen der besseren Übersichtlich­

keit werden die Regelungen über die Schüler­
zahlen in Volksschulen (bisher § 13 Abs. 1 und 
2 sowie § 14 Abs. 1 und 5 des Gesetzes) in 
einem Paragraphen zusammengefaßt.

Die zulässigen Schülerhöchstzahlen für 
Volksschulklassen, insbesondere auch fü r die 
im § 4a Abs. 2 des Entwurfes genannten Klas­
sen m it mehreren Schulstufen, werden herab­
gesetzt.

Die tatsächliche, zwischen den im Entwurf 
genannten Ober- und Untergrenzen liegende 
Zahl der Schüler einer Klasse w ird sich nach 
den örtlichen Gegebenheiten und nach der auf­

grund des Stellenplanes zur Verfügung stehen­
den Anzahl der Lehrer zu richten haben.

Es ist denkbar, daß auch der nunmehr wei­
tere Rahmen der zulässigen Schülerzahlen nicht 
in allen Fällen ausreichen wird, um in Anbe­
tracht der sinkenden Schülerzahlen eine regio­
nale Chancengleichheit zu wahren. So kann 
in besonderen Fällen die Führung einzelner 
Klassen auch m it weniger als 10 Schülern wün­
schenswert sein. Dem trägt der § 4a Abs. 3 des 
Entwurfes Rechnung, der eine entsprechende 
Entscheidung der Landesregierung im Einzel­
fa ll ermöglicht. Eine höhere Schulorganisation 
im Bereich der Volksschule liegt insbesondere 
dann vor, wenn weniger Schulstufen in einer 
Klasse unterrichtet werden. Die Ausnahme­
regelung, m it welcher ein unzumutbar hoher 
Aufwand des Schulerhalters vermieden werden 
soll, war schon bisher im § 13 Abs. 1 zweiter 
Satz des Gesetzes enthalten. Aus den Erläute­
rungen zu dieser Bestimmung in der Beilage 
26/1981 des X X III. Vorarlberger Landtages 
ergibt sich, daß damit insbesondere die Not­
wendigkeit der Schaffung neuer Klassenräume 
fü r einen nur vorübergehenden Zeitraum ent­
fallen soll.

Zum § 4a Abs. 4 wird auf die Erläuterun­
gen zu den Z. 1 bis 3 des Entwurfes hingewie- 
wiesen.

Nach dem Abs. 5 des Entwurfes ist nun­
mehr auch in der neu eingeführten verbind­
lichen Übung Lebende Fremdsprache ein 
Gruppenunterricht zulässig, wenn in einer 
Klasse (ausnahmsweise) mehr als 30 Schüler 
sind. Müssen in derselben Klasse Schüler der 
dritten und der vierten Schulstufe unterrichtet 
werden, dann können nach dem Entwurf 
Gruppen bereits bei einer Schülerzahl von 20 
gebildet werden.

Im Begutachtungsverfahren wurde vom 
Zentralausschuß der Personalvertretung fü r die 
Lehrer an allgemeinbildenden Pflichtschulen 
Vorarlbergs der Wunsch vorgebracht, daß die 
Teilungszahl fü r den Unterricht in Werkerzie­
hung an Volksschulen, Hauptschulen und Poly­
technischen Lehrgängen zur Ermöglichung 
eines gedeihlichen Unterrichtes auf 18 herab­
gesetzt werden solle. Dem konnte leider nicht 
Rechnung getragen werden, weil die Teilungs­
ziffer im Grundsatzgesetz m it 20 festgesetzt ist 
(§§ 14 Abs. 3, 21 Abs. 3 und 33 Abs. 3 des 
Schulorganisationsgesetzes).

Die Grundsatzregelungen über die neuen 
Klassenschülerzahlen enthält der Art. I  Z. 8 
der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.
Zu Z. 5:

Wie im allgemeinen Teil der Erläuterungen 
erwähnt, sieht die 7. Schulorganisationsgesetz-
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Novelle die Auflassung der Klassenzüge in 
Hauptschulen vor. Statt dessen sollen in 
Deutsch, Mathematik und Lebende Fremd­
sprache Leistungsgruppen eingeführt werden 
und soll in den übrigen Gegenständen ein ge­
meinsamer Unterricht im Klassenverband ohne 
Leistungsdifferenzierung erfolgen.

In den Leistungsgruppen erfolgt eine Lei­
stungsdifferenzierung nach den unterschied­
lichen Anforderungen des Lehrplanes. Nach 
Möglichkeit sind diese Leistungsgruppen in 
eigenen Organisationseinheiten (vergleichbar 
der Klassenbildung), den sogenannten Schüler­
gruppen zusammenzufassen und räumlich von­
einander getrennt zu unterrichten. Vorausset­
zung fü r die Zusammenfassung der Schüler in 
Schülergruppen ist, daß die nach § 6a Abs. 3 
des Entwurfes erforderlichen Schülerzahlen ge­
geben sind. Bei einer zu geringen Schülerzahl 
gibt es nur Leistungsgruppen m it einer inneren 
Differenzierung.

Der Abs. 2 des Entwurfes führt die Grund­
satzbestimmung des Art. I  Z. 13 der 7. Schul­
organisationsgesetz-Novelle aus. Eine Wieder­
gabe des § 18 Abs. 2 erster Satz des Grund­
satzgesetzes erscheint dabei entbehrlich, weil 
umgekehrt eine Zusammenfassung von Schü­
lern nach ihrer Leistungsfähigkeit nur auf 
Grund einer ausdrücklichen gesetzlichen E r­
mächtigung zulässig erscheint (vgl. auch die 
entsprechenden Regelungen fü r die anderen 
Schularten).

Die Bestimmung des Abs. 2 wird nach § 29 
des Entwurfes am 1. September 1985 fü r die 
erste in Betracht kommende Schulstufe in 
Kraft treten.

Zu Z. 6:
Diese Regelung entspricht den bisherigen 

Abs. 3 und 4 im § 5 des Gesetzes. Eine Neu­
fassung ist erforderlich, weil die bisherigen 
Abs. 1 und 2 des § 5 (Klassenzüge der Haupt­
schulen) entfallen. Neu ist die Verpflichtung 
zur Anhörung des Elternvereines der Schule.

Zu Z. 7:
Aus Gründen der besseren Übersichtlich­

keit werden die Bestimmungen über die Schü­
lerzahlen in Hauptschulen (bisher § 13 Abs. 1 
und 3 sowie § 14 Abs. 2 und 6 des Gesetzes) 
in einem Paragraphen zusammengefaßt.

Die zulässige Höchstschülerzahl in einer 
Hauptschulklasse wird um 3 auf 33 herabge­
setzt. M it den im Entwurf enthaltenen Rege­
lungen über die Mindestzahlen bei einer oder 
mehreren Hauptschulklassen pro Schulstufe 
wird die Grundsatzbestimmung (Art. I  Z. 14

der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle) näher 
ausgeführt, nach welcher die Mindestzahl 20 
Schüler nicht unterschreiten soll.

Hinsichtlich der im Abs. 2 des Entwurfes 
enthaltenen Möglichkeit, im Einzelfall von den 
Höchst- und Mindestzahlen nach Abs. 1 abwei­
chende Schülerzahlen zuzulassen, w ird auf die 
entsprechenden Erläuterungen zu Art. I  Z. 4 
des Entwurfes verwiesen.

Im Abs. 3 des Entwurfes wird bestimmt, 
ob bzw. wieviele Schülergruppen in den Ge­
genständen Deutsch, Mathematik und Lebende 
Fremdsprache geführt werden dürfen. A u f die 
Erläuterungen zu A rt. I  Z. 5 des Entwurfes 
wird hingewiesen.

Im Abs. 4 des Entwurfes wird im grund­
satzfreien Raum die Möglichkeit eines Grup­
penunterrichtes in Leibesübungen bei einer 
Schülerzahl von mindestens 30 beibehalten. 
Eine derartige Regelung fü r den Unterricht in 
Leibesübungen enthält auch das Grundsatz­
gesetz für die Volksschulen, die Polytechni­
schen Lehrgänge und die Berufsschulen. Eben­
falls im grundsatzfreien Raum wird die Mög­
lichkeit eines Gruppenunterrichtes in Maschin- 
schreiben eingeführt. Damit wird einer Not­
wendigkeit entsprochen, die sich in der Unter­
richtspraxis ergeben hat. Insbesondere sind 
auch die Schreibmaschinensäle durchwegs auf 
eine Schülerzahl von 20 ausgelegt.

A u f den vorletzten Absatz der Erläuterun­
gen zur Z. 4 wird verwiesen.

Nach dem § 6 des Entwurfes können 
Hauptschulen oder einzelne ihrer Klassen unter 
besonderer Berücksichtigung der musischen 
oder der sportlichen Ausbildung geführt wer­
den. Die Verordnungsermächtigung im § 6a 
Abs. 6 des Entwurfes nimmt darauf Bedacht, 
daß es zur Erreichung des Zieles einer solchen 
Hauptschule erforderlich sein kann, den Unter­
richt in Musikerziehung und Leibesübungen 
gruppenweise zu erteilen.

Zu Z. 8:
Im  Abs. 1 sowie im ersten Satz des Abs. 2 

des Entwurfes wird klargestellt, daß die Son­
derschulen auch nach dem Lehrplan der Poly­
technischen Lehrgänge geführt werden können. 
Der letzte Satz des Abs. 2 soll eine bessere 
Förderung der einzelnen SonderSchüler ermög- 
glichen. Es handelt sich bei dieser Neuerung 
um ein Ergebnis des Schulversuches „D ifferen­
zierte Sonderschule“  (vgl. § 23 des geltenden 
Gesetzes).

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des A rt. I  Z. 16 (§ 24 Abs. 1) der 
7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.
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Zu Z. 9:
Sonderschulen können nach dieser Ände­

rung auch als Sonderschulklassen, die einem 
Polytechnischen Lehrgang angeschlossen sind, 
geführt werden.

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des Art. I  Z. 17 (§ 25 Abs. 1) der 
7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Zu Z. 10:
Nach § 8 Abs. 3 des Gesetzes haben die 

Sonderschulen unter Bedachtnahme auf den 
Lehrplan, nach dem sie geführt werden, die 
Bezeichnung der jeweiligen Schulart unter Bei­
fügung der A rt der Behinderung zu tragen. Die 
Verpflichtung zur Beifügung der Behinde­
rungsart soll nunmehr bei Sonderziehungsschu­
len entfallen, um eine Diskriminierung dieser 
Schüler zu vermeiden.

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des Art. I  Z. 17 (§ 25 Abs. 3) der 
7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Zu Z. 11:
Als Ergebnis des Schulversuchs „Integrierte 

Grundschule“ (vgl. § 21 des Gesetzes) soll nun­
mehr zur Feststellung der Sonderschulbedürf
tigkeit auch die Möglichkeit einer längeren Be­
obachtung des Schülers unter gleichzeitiger 
Förderung möglich sein. A u f den § 8 Abs. 2 
des Schulpflichtgesetzes, BGBl. Nr. 241/1962, 
in der Fassung BGBl. Nr. 366/1982, wird hin­
gewiesen.

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des A rt. I  Z. 17 (§ 25 Abs. 6) der 
7. Schulorganisationsgesetz-Noveile.

Zu Z. 12:
Die Schülerzahlen, bei deren Vorliegen 

Vorschulklassen bzw. Vorschulgruppen einzu­
richten sind, enthält der § 8a Abs. 2 (siehe 
Art. I  Z. 14 des Entwurfes). A u f die Erläu­
terungen zu Art. I  Z. 1 bis 3 w ird hingewie­
sen.

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des A rt. I  Z. 16 (§ 24 Abs. 2) der 
7. Schulorganisationsgesetz-Noveile.

Zu Z. 13:
Die Änderung der Absatzbezeichnung ist 

lediglich infolge des Einschubes eines neuen 
Abs. 7 (vgl. Art. I  Z. 12) erforderlich.

Zu Z. 14:
Aus Gründen der besseren Übersichtlich­

keit werden die Regelungen über die Schüler­

zahlen in Sonderschulen (bisher § 13 Abs. 1 
und 4 sowie § 14 Abs. 3 und 5 des Gesetzes) 
in einem Paragraphen zusammengefaßt.

In Übereinstimmung m it Art. I  Z. 18 der 
7. Schulorganisationsgesetz-Novelle wird die 
zulässige Klassenschülerhöchstzahl in den son­
stigen Sonderschulen nach § 8a Abs. 1 lit. c des 
Gesetzes um 2 auf 16 herabgesetzt. Gleichzei­
tig wird im Entwurf bestimmt, daß die Klas­
senschülerzahl in derartigen Sonderschulen 
höchstens 14 betragen darf, wenn sie ein- oder 
zweiklassig geführt werden.

Die Abs. 2 und 3 des Entwurfes enthalten 
Regelungen über die Schülerzahl fü r die Vor­
schulstufe an Sonderschulen, die nach dem 
Lehrplan der Volksschule geführt werden, bzw. 
fü r die Schülergruppen bei Sonderschulen, die 
nach den Lehrplänen der Hauptschule oder des 
Polytechnischen Lehrganges geführt werden. 
M it diesen Änderungen werden die Grundsatz­
bestimmungen des Art. I  Z. 19 der 7. Schul­
organisationsgesetz-Novelle ausgeführt.

Zu Z. 15:
Derzeit wird der Begriff „Leistungsgrup­

pen“ sowohl fü r die niveaumäßige Unterschei­
dung als auch für die in diesem Zusammen­
hang erfolgende organisatorische Trennung der 
Klassen in Gruppen verwendet. Zur besseren 
Unterscheidung soll nunmehr nach dem Abs. 3 
des Entwurfes für die äußere Differenzierung 
der Begriff „Schülergruppen“  verwendet wer­
den.

Die Änderung des Abs. 3 des Entwurfes 
entspricht der Grundsatzbestimmung des A rt. I 
Z. 21 der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Ein Teil des Inhaltes des bisherigen § 9 
Abs. 3 des Gesetzes wird in den neuen § 10a 
Abs. 3 des Entwurfes übernommen.

Ab. 1. September 1989 soll auch im Gegen­
stand „Lebende Fremdsprache“  eine Einstu­
fung in Leistungsgruppen bzw. eine Zusam­
menfassung in Schülergruppen erfolgen (vgl. 
§31 des Entwurfes).

Zu Z. 16:
Aus Gründen der besseren Übersichtlich­

keit werden die Regelungen über die Schüler­
zahlen in Polytechnischen Lehrgängen (bisher 
§ 9 Abs. 3, § 13 Abs. 1 und 5 und sowie § 14 
Abs. 4 und 5) in einem Paragraphen zusam­
mengefaßt.

Im  Begutachtungs ver fahren wurde der be­
rechtigte Wunsch geäußert, die zulässige Klas­
senschülerhöchstzahl fü r Polytechnische Lehr­
gänge herabzusetzen. Dies erscheint aber leider
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nur insoweit möglich, als fü r den Sonderfall 
der einklassigen Polytechnischen Lehrgänge 
der allgemeine Grundsatz des § 33 Abs. 1 des 
Schulorganisationsgesetzes näher ausgeführt 
wird. Insbesondere ist in diesen noch inhomo­
generen Klassen die Unterrichtserteilung we­
sentlich erschwert. Eine allgemeine Herabset­
zung der zulässigen Klassenschülerhöchstzahl 
an Polytechnischen Lehrgängen erschiene da­
gegen von Grundsatzwidrigkeit bedroht.

Inhaltliche Änderungen enthält der § 10a 
Abs. 3 des Entwurfes (vgl. den bisherigen § 9 
Abs. 3 des Gesetzes). M it diesen Änderungen 
wird die Grundsatzbestimmung des Art. I  
Z. 22 der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle 
ausgeführt.

Auf den vorletzten Absatz der Erläuterun­
gen zur Z. 4 wird verwiesen.

Zu Z. 17:
Der Schulversuch „Leistungsgruppen in Be­

rufsschulen“ (§ 25 des Gesetzes) soll in Über­
einstimmung m it der 7. Schulorganisationsge­
setz-Novelle in das Regelschulwesen überführt 
werden (Abs. 3 des Entwurfes).

Bei den Berufsschulen sind nur zwei Lei­
stungsgruppen vorgesehen, von denen eine die 
zur Erfüllung der Aufgabe der Berufsschule 
notwendigen Erfordernisse und die andere ein 
erweitertes und vertieftes Bildungsangebot in 
einem, zwei oder drei Pflichtgegenständen im 
Bereich des betriebswirtschaftlichen und fach­
theoretischen Unterrichtes zu vermitteln hat. 
Die Leistungsgruppe m it dem erweiterten oder 
vertieften Bildungsangebot, die fü r die lei­
stungsstärkeren Schüler vorgesehen ist, kann 
jedoch noch nur eingerichtet werden, wenn hie­
fü r eine eigene Schülergruppe gebildet werden 
kann.

Bei welcher Schülerzahl die Schülergruppen 
einzurichten sind, ergibt sich aus § 12a Abs. 2 
des Entwurfes.

Die Änderung soll nach § 32 des Entwurfes 
am 1. September 1984 in K ra ft treten.

Zu Z. 18:
Nach der geltenden Regelung des § 12 

Abs. 5 des Gesetzes muß eine Unterbrechnung 
eines Lehrganges zu den näher angeführten 
Zeitpunkten ohne Anrechnung auf die Lehr­
gangsdauer, somit unter entsprechender Ver­
längerung des Lehrganges erfolgen. Diese Re­
gelung hat insbesondere im Zusammenhang 
mit den Semesterferien teilweise zu Schwierig­
keiten geführt. Die Änderung soll eine flexi­
blere Vorgangsweise ermöglichen.

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des Art. I  Z. 31 der 7. Schulorgani- 
sationsgesetz-N o veile.

A u f Art. I  Z. 2 des Entwurfes einer Ände­
rung des Pflichtschulzeitgesetzes w ird hinge­
wiesen.

Zu Z. 19:
Aus Gründen der besseren Übersichtlich­

keit werden die Regelungen über die Schüler­
zahlen in Berufsschulen (bisher § 13 Abs. 1 
und § 14 Abs. 6 des Gesetzes) in einem Para­
graphen zusammengefaßt.

Hinsichtlich des Abs. 2 des Entwurfes wird 
auf die Erläuterungen zu A rt. I  Z. 17 des Ent­
wurfes hingewiesen.

Zu Z. 20:
Die §§ 13 und 14 können entfallen, weil 

die Bestimmungen über die Schülerzahlen in 
den Klassen, einschließlich der Regelungen fü r 
den Gruppenunterricht, fü r die einzelnen 
Schularten jeweils in eigenen Paragraphen zu­
sammengefaßt (siehe Art. I  Z. 4, 7, 14, 16 und 
19 des Entwurfes) werden.

Zu Z. 21:
Nach dieser Regelung darf der Unterricht 

im Freigegenstand und in der unverbindlichen 
Übung Leibesübungen auch ab der 5. Schul­
stufe ohne Trennung nach Geschlechtern erteilt 
werden, wenn die näher angeführten Vor­
aussetzungen gegeben sind. Dies w ird das Er­
reichen der notwendigen Mindestteilnehmerzah­
len fü r die Abhaltung des Freigegenstandes 
bzw. der unverbindlichen Übung Leibesübun­
gen erleichtern.

Die Änderung entspricht der Grundsatzbe­
stimmung des Art. I  Z. 4 (§ 8a Abs. 3 lit. a 
und b) der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Zu Z. 22:
Die Mindestschülerzahlen, die fü r den Un­

terricht in Hauswirtschaft (als alternativer 
Pflichtgegenstand, Freigegenstand oder unver­
bindliche Übung) erforderlich sind, werden 
herabgesetzt.

Die Regelung entspricht einer Änderung 
des Grundsatzgesetzes im A rt. I  Z. 4 der 
7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Zu Z. 23:
Im  neuen § 15 Abs. 3 des Entwurfes wird 

der Umstand berücksichtigt, daß die Mindest­
zahlen nach Abs. 2 die Führung der dort ge­
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nannten Unterrichtsveranstaltungen in jenen 
Klassen unmöglich macht, in denen die Klas­
senschülerzahl unter den Mindestzahlen nach 
Abs. 2 liegt. Dies kann infolge der vorgesehe­
nen Neuregelung der Klassenschülerzahlen ins­
besondere bei Volksschulen zutreffen. Bei be­
stimmten Sonderschulen ist die Erreichung der 
Mindestzahlen nach Abs. 2 überhaupt nicht 
zulässig (vgl. A rt. I  Z. 14 des Entwurfes).

In der Grundschule der Volksschule und in 
der Sonderschule ergibt sich eine Verbesserung 
im Angebot des Förderunterrichtes, weil die 
Mindestzahl der erforderlichen Anmeldungen 
von 6 auf 3 herabgesetzt wird.

Die Regelungen entsprechen Änderungen 
des Grundsatzgesetzes im A rt. I  Z. 4 der
7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Der Abs. 5 des Entwurfes entspricht dem 
bisherigen Abs. 4 dieses Paragraphen.

Zu Z. 24:
Auch auf der Vorschulstufe soll der Unter­

richt grundsätzlich nur von einem Lehrer er­
teilt werden (Klassenlehrerprinzip).

Zu den Z. 25 und 26:
Die Bestimmungen über schulfeste Stellen 

werden durch die Berücksichtigung des Poly­
technischen Lehrganges ergänzt. Au f die E r­
läuterungen zu § 15 der Regierungsvorlage 
eines Pflichtschulorganisationsgesetzes, Beilage 
14/1963 des X IX . Vorarlberger Landtages, 
wird hingewiesen.

Zu Z. 27:
In Übereinstimmung m it der 7. Schulorga­

nisationsgesetz-Novelle entfallen die Schulver­
suche „Vorschulklassen“ , „Integrierte Grund­
schulen“ , „Differenzierte Sonderschulen“ und 
„Zusammenfassung von Schülern verschiede­
nen Alters“ .

Verschiedene Ergebnisse dieser Schulver­
suche werden in diesem Entwurf in das Regel­

schulwesen überführt (vgl. die Erläuterungen 
zu Art. I  Z. 1 bis 3, 8, 11 und 17 des Ent­
wurfes).

Zu Z. 28:
Die im Abs. 1 geregelte zahlenmäßige Be­

schränkung der noch aufrechten Schulversuche 
bleibt unverändert (vgl. § 27 Abs. 1 des Geset­
zes).

Die zeitliche Beschränkung der Schulver­
suche „Leistungsgruppen in Hauptschulen“  und 
„Leistungsgruppen in Berufsschulen“ ist abge­
stimmt auf das Inkrafttreten der Bestimmun­
gen über Leistungsgruppen in Hauptschulen 
und in Berufsschulen im Regelschulwesen (vgl. 
die §§29 und 32 im Art. I Z. 29 des Entwur­
fes).

Zu A rt. I  Z. 29 und A rt. I I :
In den §§ 29 bis 32 sowie im Art. I I  des 

Entwurfes werden das Inkrafttreten der einzel­
nen Bestimmungen des Entwurfes geregelt und 
die erforderlichen Übergangsbestimmungen 
vorgesehen.

Die Regelungen entsprechen dem Art. V I I I  
Abs. 3 der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Die gesetzestechnische Ausführung dieser 
Regelungen nimmt darauf Rücksicht, daß aus 
Gründen der besseren Übersichtlichkeit nach 
dem Inkrafttreten dieser als Entwurf vorliegen­
den Novelle eine Neukundmachung des Pflicht­
schulorganisationsgesetzes erfolgen soll.

Die im § 29 Abs. 2 bis 4 und im § 30 ent­
haltenen Übergangsregelungen entsprechen den 
derzeit fü r die Hauptschulen bzw. die näher 
angeführten Sonderschulen geltenden Bestim­
mungen (§ 6 Abs. 1, 2 und 3, § 13 Abs. 1 und
3, § 14 Abs. 2 und 6 bzw. § 13 Abs. 4 lit. c des 
Gesetzes). Der § 6a Abs. 6 des Entwurfes soll 
bereits am 1. September 1983 in K ra ft treten.

Die Neuerung für Polytechnische Lehr­
gänge wurde nicht im 5. Abschnitt des Geset­
zestextes berücksichtigt, weil sie erst am 1. Sep­
tember 1989 in K ra ft treten wird.
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